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I. Jahrgang Samstag, den 19. Jnnl 1948 Einzelpreis 20 Pfennig

r Währungsreform

Wir verffiiteniliciien ansclHieBend den amtlichen Wortlaut des Gesetzes (Wer die Wihrungslormu

Militärregierung Deutschland
Amerikanisches Kontrollgebiet

Gesetz Nr . 61 : Erstes Gesetz zur Neuordnung des Geldwesens (Währungsgesetz )

Die Militärgouvemeure und Ober¬
sten Befehlshaber der amerikani-
»chen , der britischen und der fran¬
zösischen Zone sind zu dem Zweck ,
die Folgen der durch den National¬
sozialismus herbeigeführten Wäh¬
rungszerrüttung zu beseitigen, da¬
hin übereingekommen, für das Ge¬
biet der Länder Bayern, Bremen,
Hessen , Württemberg-Baden , Hanse¬
stadt Hamburg, Niedersachseh, Nord -
rhein-Westfalen, Schleswig -Holstein,Baden, Rheinland-Pfalz und Würt-
temberg-Hohenzollern (im folgenden
als „Währungsgebiet“ bezeichnet )
einheitliche Gesetze zur Neuordnung
des Geldwesens zu erlassen.

Auf Grund dieses Uebereinkom-
mens erlassen der Militärgouverneur
und Oberste Befehlshaber der briti¬
schen Zone Gesetz Nr. 61 und der
Militärgouverneur und Oberste Be¬
fehlshaber der französischen Zone
Gesetz Nr. 158.

Das folgende Gesetz und die bei¬
den vorstehend bezeichneten Gesetze
ersetzen die Reichsmark-Währung
durch eine neue Währung, ordnen
die Ablieferung der außer Kraft
gesetzten Zahlungsmittel und die
Anmeldung der bei Geldinstituten
unterhaltenen Reichsmarkguthaben
an und sehen eine Erstausstattung
der Bevölkerung, der Wirtschaftund der öffentlichen Hand -" mit
neuem Geld vor.

Weitere Gesetze werden Bestim¬
mungen treffen über die Umwand¬
lung der im Währungsgebiet vor¬
handenen Reichsmarkbestände, auch
soweit sie Personen außerhalb die¬
ses Gebiets gehören, über die damit
in Zusammenhang stehende Berei¬
nigung der Bilanzen der Geldinsti¬
tute , über die öffentlichen und pri¬
vaten Reichsmarkschuldenund über
andere Fragen, die siclj aus der Neu¬
ordnung des Geldwesens ergeben,
einschließlich def Steuerreform.

Den deutschen gesetzgebenden
Stellen wird die Regelung des
Lastenausgleichs als vordringliche,
bis zum 31 . Dezember 1948 zu
lösende Aufgabe übertragen.

Es wird daher das Folgende ver¬
ordnet:

Erster Abschnitt :
Währungsumstellung

« i
(1) Mit Wirkung vom 21 . Juni 1948

gilt die Deutsche -Mark-Währung.
Ihre Rechnungseinheit bildet die
Deutsche Mark, die in hundert
Deutsche Pfennig eingeteilt ist.

(2) Alleinige gesetzliche Zahlungs¬
mittel sind vom 21 . Juni 1948 an:

1 . die auf Deutsche Mark oder
Pfennig lautenden Noten und
Münzen , die von der Bank deut¬
scher Länder ausgegeben wer¬
den,

2 . folgende Noten und Münzen zu
einem Zehntel ihres bisherigen
Nennwertes:
a) In Deutschland in Umlauf ge¬

setzte Marknoten der Alliier¬
ten Militärbehörde zu 1 und
i / t Mark ,

b) Rentenbankscheine zu 1 Ren¬
tenmark,

c) Münzen zu 50 , 10 , 5 und 1
Reichs- oder Rentenpfennig,

(3) Vorbehaltlich früheren Aufrufs
verlieren die im Abs . 2 Ziff . 2 be¬
zeichneten Militärmarknoten und
Rentenbanksohnine mit Ablauf des
31 . August 1948 ihre gesetzliche
Zahlkraft .

8 3
Sind in Gesetzen , Verordnungen,

Verwallungsakton oder rechtsge¬
schäftlichen Erklärungen die Rech¬

nungseinheiten Reichsmark, Gold¬
mark oder Rentenmark verwendet
worden, so tritt , vorbehaltlich be¬
sonderer Vorschriften für bestimmte
Fälle, an die Stelle dieser Rech¬
nungseinheiten die Rechnungseinheit
Deutsche Mark.

§ 3
Geldschulden dürfen nur mit Ge¬

nehmigung der für die Erteilung von
Devisengenehmigungen zuständigen
Stelle in einer anderen Währung als
in Deutscher Mark eingegangen wer¬
den . Das Gleiche gilt für Goldschul¬
den, deren Betrag in Deutscher Mark
durch den Kurs einer solchen an¬
deren Währung oder durch den Preis
oder eine Menge von Feingold oder
von anderen Gütern oder Leistungen
bestimmt werden soll.

8 4
Für alle Reichsmarkverpflichtun¬

gen wird ein Moratorium gewährt.
Das Moratorium endet mit dem Ab¬
lauf des 28 . Juni 1948.

§ 5
Fällt der erste Zahlungstermin von

Löhnen und Gehältern nach dem 20.
Juni 1948 auf einen späteren Tag als
den 29 . Juni 1948. so ist an die Lohn -
und Gehaltsberechtigten eine Nach¬
zahlung in Deutscher Mark zu lei¬
sten. Nachzuzahlen sind siebzig vom
Hundert desjenigen Teiles des beim
letzten Zahlungstermin nach Abzug
der Lohnsteuer, der Kirchensteuer
und der Beiträge zur Sozialversiche¬
rung empfangenen Reichsmarkbe¬
trages, der dem Anteil des am 30.

6 8
Ueber Altgeld darf vom 21 . Juni

1948 an nur noch verfügt werden,
soweit dieses Gesetz oder weitere
Gesetze oder Durchführungsverord¬
nungen es ausdrücklich zulassen .

8 9
1 . Altgeld lm Sinne dieses Geset¬

zes sind :
1 . folgende Noten , soweit sie beim

Inkrafttreten dieses Gesetzes
noch nicht außer Kurs gesetzt
worden sind (Altgeldnoten) :
a) auf Reichsmark lautende

Reichsbanknoten,
b ) auf Rentenmark lautende Ren¬

tenbankscheine, mitAusnahme
der Rentenbankscheine zu
1 Rentenmark,

c) in Deutschland in Umlauf ge¬
setzte Marknoten der Alliier¬
ten Militärbehörde, mit Aus¬
nahme der Noten zu 1 Mark
und zu */i Mark,

2 . im Währungsgebiet bei Geldinsti¬
tuten unterhaltene Reichsmark¬
guthaben, gleichviel , ob die Gut¬
haben bereits fällig sind , oder ob
sie erst später fällig werden oder
durch Kündigung fällig gemacht
werden können (Altgeldgut¬
haben).

2 . Geldinstitute im Sinne dieses
Gesetzes sind die Banken, Bankge¬
schäfte , Sparkassen (mit Ausnahme
der Bausparkassen) , Kreditgenossen¬
schaften , Girozentralen, Genossen -
ichaftszentralen , ferner dl« Bank

Juni 1948 beginnenden und am näch¬
sten planmäßigen Zahlungstermin
endenden Zeitraums an der gesam¬
ten Zahlungsperiode entspricht. Der
nachzuzahlende Betrag ist am 3 . Juli
1918 fällig und unterliegt nicht der
Lohnsteuer, der Kirchensteuer und
der Beitragspflicht zur Sozialver¬
sicherung.

Zweiter Abschnitt :
Kopfbetrag

8 6
Jeder Einwohner des Währungs¬

gebiets erhält im Umtausch gegen
Altgeldnoten (§ 9 Abs . 1 Ziff . 1 ) des¬
selben Nennbetrages . bis zu sechzig
Deutsche Mark jn bar (Kopfbetrag) .
Ein Teil des I^opfbetrags in Höhe
von nicht mehr als vierzig Deutsche
JVIark wird sofort ausgezahlt, der
Rest innerhalb von zwei Monaten.
Für den Fall, daß dem Berechtigten
bei dem späteren Umtausch von Alt¬
geld ein Anspruch auf Beträge in
Deutscher Mark zusteht, bleibt die
Anrechnung des Kopfbetrages' hier¬
auf Vorbehalten .

8 7
Die Kopfbeträge werden ausge¬zahlt von den Stellen, die für die

Ausgabe der Lebensmittelkarten der
Berechtigten zuständig sind. Der
Kopfbetrag kann für andere Perso¬
nen unter denselben Voraussetzun¬
gen erhoben werden, unter denen
es zulässig ist, die Lebensmit¬
telkarten für andere Personen in
Empfang zu nehmen.

deutscher Länder, die Landeszentral¬
banken, die Postscheckämter, die
Postsparkasse sowie alle sonstigen
Kreditanstalten des öffentlichen
Rechts .

8 io
Das am Tage des Inkrafttretens

dieses Gesetzes im Währungsgebiet
vorhandene Altgeld ist gemäß den
folgenden Bestimmungen bis zum
26. Juni 1948 abzuliefem und anzu¬
melden. Die Versäumung dieser Frist
zieht grundsätzlich den Verlust al¬
ler Ansprüche aus den abzuiiefem-
den Altgeldnoten und den anzumel¬
denden Altgeldguthaben nach sich.

8 11
1 . Zur Anmeldungund Ablieferung

verpflichtet sind mit Ausnahme der
Geldinstitute, für die besondereVor¬
schriften erlassen werden, alle na¬
türlichen und juristischen Personen,deren Wohnsitz , Sitz oder Ort der
Niederlassung sich im Währungsge¬
biet befindet, oder die dort sonst
steuerpflichtig sind (Verpflichtete ) .

2. Altgeld natürlicher Personen ist
mit einem in dreifacherAusfertigung
auszufüllenden Vordruck nach An¬
lage A zu diesem Gesetz abzuliefern
und anzumelden. Abzulieferndes
oder anzumeldendes Altgeld der
Ehefrau eines Verpflichteten ist von
diesem zusammen mit seinem eige¬
nen Altgeld abzuliefern und anzu¬
melden , sofern die Ehegatten nicht
dauernd getrennt leben. Das Glriche
gilt für abzulieferndes und anzumel¬
dendes Altgeld solcher Kinder des
Verpflichteten, die am 21. Juni 1948
das achtzehnteLebensjahr nicht voll¬
endet haben. Halten sich der Ver¬

pflichtete und solche Familienange¬
hörigen des Verpflichteten, deren
Altgeld er hiernach zusammen mit
seinem eigenen Altgeld abzuliefern
und anzumelden hat , während der
Anmelde - und Ablieferungsfrist an
verschiedenen Orten auf, so können
diese Familienangehörigen ihr Alt¬
geld . unter Angabe des Namens und
des gewöhnlichen Aufenthaltsortes
des in erster Linie Verpflichteten
selbständig abliefern und anmelden.In diesem Falle haben die Ehefrau
oder das jeweils älteste Familien¬
mitglied zusammen mit ihrem eige¬nen Altgeld , das Altgeld der bei ih¬
nen befindlichen Familienmitglieder
abzuliefern und anzumelden.

3. Juristische Personen und Per¬
sonenvereinigungen, mit Ausnahme
der im Abs . 4 bezeichneten, jedoch
einschließlich der Sozialversiche¬
rungsträger und des Stocks für Ar¬
beitseinsatz, haben ihre Altgeldgut¬
haben mit einem in dreifacher Aus¬
fertigung auszufüllenden Vordruck
nach Anlage B zu diesem Gesetz an¬
zumelden und ihre Altgeidnoten bei
der Anmeldung abzuliefem. Den ju¬
ristischen Personen stehen gleich :

1 . Im Handelsregister eingetragene
Einzelkaufleute hinsichtlich ihres
zum Geschäftsvermögen gehö¬renden Altgeldes,

2 . Personen, die für fremde Rech¬
nung Bargeld verwalten oder
Guthaben bei Geldinstituten un¬
terhalten , hinsichtlich dieses
fremden Geldes .

4. Die Kassen der Gebietskörper¬
schaften, der Postämter und der
Postscheckämter und die sonstigen
Kassen der Postverwaltungen sowie
die Kassen der Bahnverwaltungen
haben ihre Bestände an Altgeld¬
noten bis zum 26. Juni 1948 auf ein
Reichsmarkkonto bei einer Haupt-
umtauschstelle (§ 12 Abs . 1 , Ziff 1)
einzuzahlen.

5 . Altgeld kann auch durch einen
Bevollmächtigten des Verpflichtetenoder des gesetzlichen Vertreters des
Verpflichteten abgeliefert und ange¬meldet werden. Die Vertretungs¬
macht des Bevollmächtigten ist ge- ,genüber der Umtauschstelle ( § 12)
durch eine schriftliche Vollmacht
nachzuweisen .

8 12
1 . Das Altgeld ist bei folgenden

Stellen (Umtauschstellen) abzuliefern
und anzumelden:

1 . bei den Geldinstituten — mit
Ausnahme der Bank deutscher
Länder, der Postscheckämterund
der Postsparkasse — (Hauptum-
tauschstellen),

2 . bei Hilfsumtauschstellen, die von
den Landeszentralbanken hierzu
ermächtigt oder angewiesenwer¬
den (Behörden und Betriebe mit
einer größeren Zahl von Arbeit¬
nehmern).

Bei Geldinstituten, die kein Neu¬
geschäft betreiben oder keine Ein¬
lagen annehmen dürfen, kann Alt¬
geld nicht abgeliefert oder angemel¬det werden. Anlieferung und An¬
meldung sind grundsätzlich nur ein¬
mal vorzunehmen. Weitere Abliefe¬
rungen und Anmeldungen sind nur
in besonders begründeten Ausnah-
mefällen und nur bei dem Geldin¬stitut statthaft , welches das Reichs-
niark-Abwicklungskonto (§ 13 ) führt

Dritter Abschnitt :
Ablieferung und Anmeldung von Altgeld

2 . Wer bereits ein Altgeldguthabenbei einer oder mehreren Hauptum¬tauschstellen unterhält , hat das Alt¬
geld , vorbehaltlich der Vorschriftender Abs . 3 und 4 , bei einer dieser
Hauptumtauschstellen abzuliefemoder anzumelden. Die Hauptum¬tauschstelle hat den abgelieferten
Betrag dem bei ihr unterhaltenen.Kontodes Verpflichteten gutzuschrei¬ben ; führt sie für den Veipflichtetenoder für seine Familienangehörigenzwei oder mehrere Konten, so hat sladen abgelieferten Betrag, wenn der
Verpflichtete nichts anderes be¬stimmt, demjenigen der bei ihr un¬terhaltenen Konten gutzuschreiben,das in Ziff. 2 des Vordrucks A oderin Ziff 9 des Vordrucks B zuerst auf¬
geführt ist . Die Einzahlung auf meh¬
rere Konten ein und derselben Per¬
son ist unzulässig.

3 . Wer kein Altgeldguthaben beieiner Hauptumtauschstelle unterhältoder infolge einer Reise oder aus an¬deren Gründen verhindert ist, Alt¬
geld bei einer Hauptumtauschstelleabzuliefern oder anzumelden, bei derer ein Altgeldguthaben unterhält ,darf das Altgeld bei einer beliebi¬
gen Hauptumtauschstelle mit Aus¬nahme der Landeszentralbanken, ab -liefem oder anmelden. Die Haupt¬umtauschstellen sind in diesen Fäl¬
len verpflichtet, das abgelieferte Alt¬
geld auf das in Ziff. 2 des VordrucksA oder in Ziff . 9 des Vordrucks B anerster Stelle aufgeführte Konto beieiner Hauptumtauschstelle zu über¬
weisen oder, wenn der Verpflichtetekein Reichsmarkgathaben bei einer
Hauptumtauschstellebesitzt,zu seinenGunsten ein neues Reichsmarkkonto
zu eröffnen. Sie können jedoch vondem neuen Kunden bis zum 20. Au¬
gust 1948 die Auflösung des Kontosbinnen einer Frist von einem Monatnach Zugang der Aufforderung ver¬langen, wenn der Kontoinhaber nichtzu dem Personenkreis gehört, ausdem sich

,
die Kundschaft des Geld¬instituts im Hinblick auf seinen be¬sonderen Geschäftsbereich regelmä¬

ßig zusammensetzt.

Das Konto kann nur durch Über¬
weisung auf ein Reichsmarkkonto
bei einer anderen Hauptumtausch¬stelle aufgelöst werden. Die Haupt¬umtauschstelle, an die der Kundeden Reichsmarkbetrag zu überwei¬
sen wünscht, ist unter den vorste¬henden Voraussetzungen zur An¬nahme des überwiesenen Reichs¬
markbetrages zwecks Gutschrift des¬
selben auf einem neu zu eröffnenden
Reichsmarkkonto verpflichtet .

4. Verpflichtete , deren Arbeitgebervon der zuständigen Landeszentral¬bank angewiesen oder ermächtigt ist,eine Hilfsumtauschstelle einzurich¬ten, können ihr Altgeld und das vonihnen mitabzuliefernde oder mitan-
zumeldende Altgeld ihrer Familien¬
angehörigen bei dieser Hilfsum¬tauschstelle abliefern und anmelden.Das abgelieferte Altgeld ist in die¬
sen Fällen auf das bei einer Haupt¬umtauschstelle unterhaltene Kontodes Verpflichteten zu überweisen, dasin Ziff . 2 des Vordrucks A an ersterStele aufgeführt ist. Unterhält der
Verpflichtete kein Reichsmarkgut¬haben bei einer Hauptumtauschstelle,so ist der abgelieferte Altgeldbetragauf ein neu zu eröffnendes Konto beider Hauptumtauschstelle zu über¬
weisen , die der Verpflichtete in die¬sem Falle in Ziffer 8 des VordrucksA zu benennen hat . Die Vorschriftenin Abs . 3 , Satz 3 bis 5 finden ent¬
sprechende Anwendung.

5 . Bei Abgabe des Vordrucks Aist für jede Person, die in dem Vor¬
druck unter Ziff . 1 aufgeführt ist,die Kennkarte (für Einwohner derbritischen Besatzungszone : der blau«

#
/
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Personalausweis) vorzulegen , soweit
die Person eine Kennkarte besitz !.
Die Umtauschstelle locht das erste
Blatt der Kennkarte in der rechten
oberen Ecke . Wird bei der Abgabe
des Vordrucks die Kennkarte des in
erster Linie Verpflichteten (§ 11 ,
Abs . 2 , Satz 4) nicht vor gelegt , so
können Ansprüche aus dem Altgeld

erst geltend gemacht werden, wenn
die Kennkarte dem Geldinstitut,
welches das Reichsmark- Abwick¬
lungskonto führt , nachträglich zur
Lochung vorgeiegt wird oder wenn
das für den Verpflichteten zustän¬
dige Finanzamt entscheidet, daß auf ,4die Vorlegung der Kennkarte ver¬
zichtet werden kann.

Vierter Abschnitt : Reichs mark-Abwicklungskonto
S 13

Die Abwicklung aller Ansprüche ,
die dem Verpflichteten und seinen
Familienangehörigen (§ 11 Äbs . 2)
nach diesem Gesetz und späteren
Gesetzen aus dem abgelieferten und
angemeldeten Altgeld zustehen , wird
von einer Hauptumtauschstelle (Ab¬
wicklungsbank) mit Hilfe eines
„Reichsmark - Abwickluhgskontos “
überwacht.

8 14
1 . Wenn der Verpflichtete nichts

anderes bestimmt, gilt als Reichs¬
mark-Abwicklungskonto das Konto,auf das der abgelieferte Geldbetrag
nach § 12 Abs . 2 bis 4 gutzuschrei-
bei ist. Hat ein Verpflichteter keine
Altgeldnoten abgeliefert, so gilt das
angemeldete Konto bei der Haupt¬
umtauschstelle als Reichsmark -Ab-
wicklungskonto. Werden von einem
Verpflichteten , der kein Altgeld ab¬
geliefert hat , bei einer Hauptum¬
tauschstelle mehrere Reichsmark¬
konten angemeldet, so gilt als
Reichsmark-Abwicklungskonto das¬
jenige der bei dieser Hauptum¬
tauschstelle unterhaltenen Konten,
das in Ziff . 2 des Vordrucks A oder
in Ziff . 9 des Vordrucks B zuerst
aufgeführt ist ; unterhalten der
Verpflichtete und seine Familienan¬
gehörigen bei dieser Hauptumtausch¬
stelle keine Altgeldguthaben, so gilt
das im Vordruck an erster Stelle
aufgeführte Konto bei einer Haujk-
umtauschstelle als Reichsmark-Ab¬
wicklungskonto . Werden von einem
Verpflichteten , der keine Altgeldno¬
ten abgeliefert hat , bei einer Hilfs¬
umtauschstelle mehrere Konten an¬
gemeldet , so gilt das im Vordruck
an erster Stelle aufgeführte Konto
bei einer Hauptumtauschstelle als

Reichsmark -Abwicklungskonto. Wird
von einem Verpflichteten , der keine
Altgeldnoten abgeliefert hat , nur ein
Postscheckkonto oder ein Konto bei
der Postsparkasse angemeldet, so
obliegen die im § 13 bezeichneten
Aufgaben der Hauptumtauschstelle.

2 . Im Falle der Ablieferung oder
Anmeldung von Altgeld durch einen
Fämilienangehörigen (§ 11 Abs . 2
Satz 4) gilt das Reichsmark -Abwick -
luhgskonto des ih erster Linie Ver¬
pflichteten auch als Reichsmark -Ab¬
wicklungskonto seiner Familienan¬
gehörigen . Der Familienangehörige
hat das Reichsmark-Abwicklungs¬
konto unverzüglich dem Geldinstitut
mitzuteilen, welches den abgeliefer¬
ten Geldbetrag nach § 12 Abs . 2 bis
4 auf dem Konto dieses Familien¬
angehörigen gutzuschreiben hat . Hat
der Familienangehörige keine Alt¬
geldnoten abgeliefert, so hat er das
Reichsmark-Abwicklungskonto der
Hauptumtauschstelle mitzuteilen, die
er in Ziff . 2 des Vordrucks A an
erster Stelle aufgeführt hatte ; ist
von ihm nur ein Postscheckkonto
oder ein Konto bei der Postspar¬
kasse angemeldet worden, so hat er
das Reichsmark- Abwicklungskonto
der Hauptumtauschstelle mitzuteilen,
bei der er den Anmeldevordruck
unmittelbar oder durch Vermittlung
einer Hilfsumtauschstelle abgegeben
hatte .

3 . Die Vorschriften des Abs . 2
finden sinngemäß Anwendung auf
Zweigniederlassungenvon Unterneh¬
mungen und auf solche Personen,
die Altgeld für fremde Rechnung
abllefem oder anmelden. Anderkon-
konten gelten jedoch als besondere
Reichsmark-Abwicklungskonten.

Fünfter Abschnitt : Erstausstattung der öffentlichen
Hand und der Wirtschaft mit neuem Geld

S 15
Die Landeszentralbanken sind

verpflichtet, die Länder und diese
zugleich für die zu ihrem Bereich
gehörenden anderen Gebietskörper¬
schaften mit Beträgen in Deutscher
Mark in Höhe von einem Sechstel
der Isteinhahmen der Länder und

. der anderen vorstehend bezeichneten
Körperschaften und Verwaltungen in
der Zeit vom 1 . Oktober 1947 bis
31 . März 1948 auszustatten. Der Ge¬
samtbetrag der Erstausstattung der
Länder erhöht sich um ein Sechstel
der Isteinnahmen der Zone in dem
vorstehend bezeichneten Zeitraum.
Die Aufteilung dieses zusätzlichen
Betrages auf die Länder wird durch
eine Durchführungsverordnung ge¬
regelt. Als Isteinnahmen der Ge¬
bietskörperschaften gelten auch die
Einnahmen ihrer Eigenbetriebe (Un¬
ternehmungen der Gebietskörper¬
schaften, die keine selbständigen
juristischen Personen sind) . Durch
Kreditaufnahme beschaffte Mittel
und durch Finanzausgleichszahlun¬
gen entstandene Einnahmen sind
bei den Isteinnahmen nicht mitzu¬
zählen. Die Länder haben die von
den Landeszentralbanken erhaltenen
Beträge entsprechend unter Berück¬
sichtigung der Finanzausgleichszah- *
lungen auf die anderen Körper¬
schaften und Verwaltungen zu ver¬
teilen.

8 16
Die Batik deutscher Länder Ist

verpflichtet, die Bahn- und Postver¬
waltungen des Währungsgebiets un¬
mittelbar oder dufch die Landes¬
zentralbanken mit Beträgen in
Deutscher Mark in Höhe von einem
Zwölftel ihrer Isteinnahmen In der
Zeit vom 1 . Oktober 1947 bis 31 .
März 1948 auszustatten.

§ 17
1 . In Anrechnung auf ihre späte¬

ren Ansnrüche aus dem Umtausch
von Altgeld erhalten Personen * und
Vereinigungen, die ihr Alteelc« mit
Vordruck B abzuliefern und $ izu-

1

Sechster Abschnitt : Allgemeine Vorschriften
§ 18

1 . Aufträge auf Überweisung von
Reichsmarkbeträgen, die ein Geldin¬
stitut oder eine Postanstalt vor dem
21 . Juni 1948 erhalten hat . sind auch
danach noch in Reichsniark auszu¬
führen ; dies gilt auch dann , wenn
das Geldinstitut oder die Postanstalt
den Auftrag erst nach dem 20. Juni
1948 an das ausführende Geldinsti¬
tut weitergeleitet hat . Aufträge auf

des Auftraggebers zurückzuüber¬
weisen .

3 . Postanweisungen über Reichs¬
markbeträge dürfen nach dem 20.
Juni 1948 nicht mehr durch Barzah¬
lung ausgeführt werden. Zur Aus¬
zahlung bereitgestellte Beträge sind
auf ein Reichsmarkkonto des Emp¬
fängers bei einem Geldinstitut zu
überweisen. Das Konto ist von der
ausführenden Postanstalt bei dem
Empfänger zu erfragen.

8 19
ES ist verböten , Reichsbanknöten,

Rentenbankscheine, in Deutschland
in Umlauf gesetzte Noten der Alli¬
ierten Militärbehörde, Reichspfennig¬
münzen oder Rentenpfennigmünzen
in das Währungsgebiet einzuführen
oder aus ihm auszuführen.

8 20
Wer mit der Absicht , den Zweck

dieses Gesetzes zu vereiteln, den
Vorschriften dieses Gesetzes oder der
Durchführungsverordnungen zu die¬
sem Gesetz zuwiderhandelt oder in
den Erklärungen gemäß den Anla¬
gen A und B zu diesem Gesetz vor¬
sätzlich falsche oder unvollständige
Angaben macht, wird mit Gefängnis
bis zu fünf Jahren oder smit Geld¬
strafe bis zu fünfzigtausend Deutsche
Mark oder mit beiden Strafen be¬
straft . Straffrei bleibt, wer Altgeld¬
noten vernichtet, statt sie abzulie¬
fern . Die deutschen Gerichte wer¬

den , vorbehaltlich der Vorschriften
von Artikel VI , Ziff. 10 des Militär¬
regierungsgesetzes Nr. 2 ermächtigt,
im Falle von Verstößen gegen dieses
Gesetz die Gerichtsbarkeit auszü-
üben.

§ 21

Vorbehaltlich von Sonderregelun¬
gen finden die Vorschriften dieses
Gesetzes keine Anwendung auf
' 1 . Personen, die der deutschen

Steuergesetzgebung nicht unter¬
liegen oder deren Befugnisseun¬
mittelbar mit der Besetzung
verknüpft §ind,

2 . Verschleppte Personen, die in
Lagern oder für die sonst im Zu¬
sammenhang mit der Währungs¬
reform besondere Vorschriften
erlassen werden.

8 22
Für Altgeld der in § 21 Ziff. 1 bei

zeichneten Personen gelten die fol¬
genden Vorschriften:

a) Soweit solche Personen nach
Maßgabe besonderer Durchfüh¬
rungsbestimmungen, die von der
Militärregierung erlassen wer¬
den , berechtigt sind, ihr Altgeld
ganz oder teilweise durch Zahl¬
stellen der Militärregierung um¬
zutauschen, haben sie das Alt¬
geld bei diesen Zahlstellen abzu¬
liefern.

b) Soweit solche Personen Altgeld
besitzen, das nicht nach Buchst
a) zum Umtausch zugelassen Ist
ist es bis zürn 26. Juni 1948 bei
der nächsten Zweiganstalt der

. Landeszentralbank „für Rech¬
nung der Bank deutscher Län¬
der“ zu hinterlegen, die damit
nach den ^Weisungen der Alliier¬
ten Bankkommission zu verfah¬
ren hat.

8 23
Dieses Gesetz findet keine Anwen¬

dung auf die Altgeldbestände der
Besatzungsmächte, deren Umwand¬
lung von der Bank deutscher Länder
nach den Weisungen der Militär¬
regierung durchgeführt wird.

8 24
Die Alliierte Bankkommissionwird

ermächtigt, Verordnungenzur Durch¬
führung und Ergänzung dieses , Ge¬
setzes zu erlassen.

8 25
Der deutsche Wortlaut dieses Ge¬

setzes ist der amtliche Wortlaut. Die
Vorschriften der Militärregierungs-
Verordnung Nr. 3 und des Artikels
II Ziff. 5 des Militärregierungsge¬
setzes Nr. 4 finden auf diesen Wort¬
laut keine Anwendung.

§ 26
Dieses Gesetz tritt ln den Ländern

Bayern, Bremen , Hessen und Würt¬
temberg-Baden am 20. Juni 1948 in
Kraft .

Im Aufträge der Militärregierung.

Militärregierung Deutschland
Amerikanisches Kontrollgebiet

Verordnung Nr . 1 zur Durchführung und Ergänzung des ersten Gesetzes
zur Neuordnung des Geldwesens

melden haben, sowie Gewerbetrei¬
bende und Angehörige freier Berufe
auf Antrag eine in Deutscher" Mark
zahlbare Ubergangshilfe für ge¬
schäftliche Zwecke (Geschäftsbetrag).
Der Geschäftsbeträg bemißt sich
nach der Zahl der von dem An¬
spruchsberechtigten beschäftigten
Arbeitnehmer und der Höhe der von
ihm unterhaltenen Altgeldguthaben.
Er beträgt sechzig Deutsche Mark
je Arbeitnehmer, höchstens jedoch
eine Deutsche Mark für jede Reichs¬
mark Altgeldguthaben.

2 . Die Zubilligung des Geschäfts¬
betrages ist bis zum 26 . Juni 1948
bei der Abwicklungsbank (§ 13 ) zu
beantragen . Hat der Anspruchsbe¬
rechtigte sein Altgeld noch nicht ab¬
geliefert und angemeldet, so ist der
Antrag bei dem Geldinstitut einzu¬
reichen, das er als Abwicklungsbank
in Aussicht genommen hat . In die¬
sem Jalle ist der Antragsteller ver¬
pflichtet , sein Altgeld bei diesem
Geldiristitut abzuliefem und anzu¬
melden.

3 . Der Geschäftsbetrag kann grund¬
sätzlich nur bei der Abwicklungs¬
bank in Anspruch genommen wer¬
den . Reichen jedoch die Altgeldgut¬
haben, des Anspruchsberechtigten
bei der Abwicklungsbank nicht aus,
um den Geschäftsbetrag, der ihm
nach der Zahl seirier Arbeitnehmer
zusteht, in voller Höhe auszunutzen,
so kann der Rest des Geschäftsbe¬
trages mit Zustimmung der Abwiök-
lungsbank bei anderen Geldinstitu¬
ten erhoben werden, wenn und so¬
weit der Anspruchsberechtigte bei
den anderen Geldinstituten ausrei¬
chende Altgeldguthaben unterhält .

4 . Die Geldinstitute, mit Aus¬
nahme der Postscheckämter und der
Postsparkasse, sind im Rahmen der
vorstehenden Vorschriften zur Aus¬
zahlung des Geschäftsbetrages ver¬
pflichtet . Kredite dürfen von den
Kreditinstituten , mit Ausnahme der
Bank deutscher Länder, bis zum 26.
Juni 1948 nicht gewährt werden.

Überweisung von Reichsmarkbeträ¬
gen , die ein Geldinstitut oder eine
Postanstalt am 21 . Juni 1948 oder
danach erhält , sind als unausführbar
zurückzugeben.

2 . Aufträge auf Barauszahlung von
Reichsmarkbeträgen zu Lasten eines
Altgeldguthabens dürfen nach dem
20. Juni 1948 nicht mehr ausgeführt
werden. Zur Auszahlung bereitge¬
stellte Beträge sind auf das Konto

( 1 . Durchf. -VO . zum Währungsgesetz)
Zur Durchführung und Ergänzung

des Gesetzes Nr. 61 (Währungsge¬
setz ) wird hiermit verordnet;

Beschränkung der gesetz¬
lichen ZahlkVaft und Ein¬

ziehung von Kleingeld
81

1 . Niemand ist verpflichtet, mehr
als 50 Stück der in § 1 Abs . 2 Ziff .
2 des Gesetzes bezeichneten Geld¬
zeichen in Zahlung zu nehmen.

2 . Die Landeszentralbänken ver¬
abfolgen unbeschränkt gesetzliche
Zahlungsmittel gegen Einzahlung
von Geldzeichen der in § 1 Abs . 2
Ziff . 2 des Gesetzes bezeichneten Art
im Betrage von mindestens fünfzig
Deutsche Mark.

3 . Die Kassen der Gebietskörper¬
schaften, die Kassen der Post und
der Bahnverwaltung sowie die Geld¬
institute dürfen Münzen zu 5 und 1
Reichs- . oder Rentenpfennig nicht
wieder in Umlauf setzen , sondern
haben sie bei den Landeszenlralban-
ken einzuliefern, die ihnen dafür ein
Zehntel des Nennbetrages alter Wäh¬
rung in Deutsche - Mark - Währung
vergüten.

Postwertzeichen
8 2

. 1 . Vom 21 . Juni 1948 an gelten fol¬
gende Postwertzeichen:

1 . Auf Deutsche Mark oder Pfen¬
nig laujtende Briefmarken,

2 . überdruckte Briefmarken der
bisher gültigen Ausgaben , deren
Wert in Deutsche - Mark - Wäh -
rurtg -noch besonders bekannt ge¬
geben wird,

3 . ,Brief marken der bisher gültigen
Ausgaben , deren Wert in Deut¬
sche - Mark - Währung auf ein
Zehntel des in Reichsmark oder
Reichspfennig ausgedrüökten
Nennbetrages festgesetzt wird,

4 . auf Mark (im Unterschied zu
Reichsmark) oder Pfennig lau¬
tende Briefmarken, die in der
französischen Zone ausgegeben
werden.

2 . Postsachen, die von der Post aus
einem Briefkasten nicht später als
bei der ersten Entleerung des 21 .
Juni 1948 entnommen werden, gel¬
ten als ordnungsgemäß freigemacht,
soweit ihre Freimachung den bis¬
herigen Vorschriften entspricht.

Fortgeltung
von Fahrausweisen

8 3
Sammelfahrausweise und sonstige

Fahrausweise, »die vor dem 20. Juni
1948 gelöst worden sind, behalten
bis zum Erlaß weiterer Vorschriften
im Rahmen der bestehenden Bestim¬
mungen .ihre Gültigkeit.

8 4 •

Verfahren bei der Aus¬
zahlung des Kopfbetrages

1 . Die gemäß § 7 des Gesetzes für
die Auszahlung des Kopfbetrages zu¬
ständigen Stellen (Auszahlungsstel¬len) werden von den Landeszentral¬
banken oder den von diesen beauf¬
tragten Geldinstituten über die un¬
teren Verwaltungsbehörden (Land¬
räte und Oberbürgermeister) tritt dert
erforderlichen Beträgen in Deutscher
Mark ausgestattet. Ihre Abrechnun¬
gen über die vereinnahmten und ver¬
ausgabten Beträge sind von den Stel¬
len, denen die Kartenstellen regel¬
mäßig Rechnung zu legen haben, zu
überprüfen und mit einem Prüfungs¬
vermerk an die Geldinstitute wei¬
terzuleiten, welche die Auszahlungs¬
stellen mit den zur Auszahlung des
Kopfbetrages erforderlichen Geldbe¬
trägen ausgestattet haben.

2 . Auf Verlangen der unteren Ver¬
waltungsbehörden sind die Geldin¬
stitute , Postanstalten , Behörden und
Betriebe verpflichtet , an die Auszah¬
lungsstellen Hilfskräfte aus dem
Kreise ihrer Arbeitnehmer abzuord¬
nen und gegebenenfalls für die Aus¬
zahlung des Kopfbetrages geeignete
Räume zur Verfügung zu stellen. Die
abgeordneten Hilfskräfte sind zur
Übernahme der ihnen auf Grund
dieser Verordnungübertragenen Auf¬
gaben verpflichtet.

3 . Wird die erste Rate des Kopf¬
betrages von einem Anspruchsbe¬
rechtigten außer in den Fällen der
Abs . 4 bis 6 nur zu?ja Teil in An¬
spruch genommen , so hat die Aus¬
zahlungsstelle den Namen und die
Anschrift des Empfängers und den
in Deutscher Mark ausgezahlten Be¬
trag in eine laufend nummerierte
Liste einzutragen. Der Berechtigtehat den Empfang des Betrages in
der letzten Spalte der Liste durch
seine Unterschrift zu bestätigen. Die
Liste ist der Abrechnung der Aus¬
zahlungsstelle beizufügen.

4. Für Personen, die bei der zu¬
ständigen Auszahlungsstelle als vor¬
übergehend abgemeldet geführt wer¬
den , darf der Kopfbetrag, vorbehalt¬
lich der Vorschriften in Abs . 6 , nur
gegen Vorlage der Reiseabmeldung
oder der Abmeldebescheinigung —
G — (G-Schein ) und der Kenn¬
karte (für Einwohner der britischen
Zone , des blauen Personalausweises)
ausgezahlt werden. Zuständig hier¬
für ist jede Auszahlungsstelle, bei
der die Reiseabmeldung oder der
G-Schein vorgelegt wird. Die Aus -
zahlungsstelle locht das erste Blatt
der Kennkarte in der rechten un¬
teren Ecke. Sie hat ferner die Be¬
scheinigung (Reiseabmeldung oder
G-Schein ) zu lochen und auf ihr den
ausgezahlten Betrag zu vermerken.
Solche Auszahlungen sind in einer
Liste festzuhalten, in die der Name
und die Anschrift des Empfängers,
die Behörde , welche die Reiseabmel¬
dung oder r den G-Schein ausgestellt
hat , das Datum und das Aktenzei¬
chen der Reiseabmeldung oder des

G-Scheines sowie der ausgezahlte
Betrag einzutragen sind. Die Aus¬
zahlung des Betrages ist von dem
Empfänger in der letzten Spalte der
Liste durch seine Unterschrift zu be¬
stätigen. Die Liste ist der Abrech¬
nung der Auszahlungsstelleüber die
von ihr für die Auszahlung des
Kopfbetrages vereinnahmten und
verausgabten Geldbeträge beizufü¬
gen . Reiseabmeldungen und er¬
scheine, die nicht im Währungsge¬
biet ausgestellt worden sind , be¬
rechtigen nicht zum Empfang des
Kopfbetrages.

5 . Personen, die Ihre Lebensmit¬
telkarten auf Grund einer Wander¬
personalkarte oder eines Schiffer¬
stammausweises beziehen , können
den Kopfbetrag gegen Vorlage der¬
selben und der Kennkarte (für Ein¬
wohner der britischen Zone des
blauen Personalausweises) bei jeder
Auszahlungsstelle erheben. Die Aus¬
zahlungsstelle locht das erste Blatt
der Kennkarte in der rechten un¬
teren Ecke. Sie hat ferner die Wan¬
derpersonalkarte (den Schiffer¬
stammausweis) zu lochen und da¬
rauf den ausgezahlten Betrag zu
vermerken. Die Vorschriften de»
Abs . 4 Satz 4 b!'s 7 finden entspre¬
chende Anwendung.

6 . Für Personen, die sich am 20.
Juni 1948 auf Grund einer Abmel -
debescheinigung — G — ( G -Schein)
in Gemeinschaftsverpflegung befin¬
den , übernimmt die Verpflegungs¬
stelle den Umtausch des Kopfbe¬
trages bei der Auszahlungsstelle, die
für die Verpflegungsstelle zuständig
ist. Zu diesem Zweck hat die Ver¬
pflegungsstelle bei der Auszählungs¬
stelle einen schriftlichen Antrag
(Sammelantrag) einzureichen, dem
eine Liste der in Betracht kommen¬
den Personen beizufügen ist . Die
Liste muß den Namen und den
Wohnort jedes Arispruchsberechtig -
ten , den Zeitpunkt seiner Aufnahme
in die Gemeinschaftsverpflegungund
den für ihn angeforderten Kopfbe¬
trag enthalten . Der Sammelantrag
darf nur für solche Personen ge¬
stellt werden, die ausweislich ihrer
Kennkarte (für Einwohner der bri¬
tischen Zone , ausweislich ihres Per¬
sonalausweises ) im Währungsgebiet
ansässig sind . Die Sammelanträge
nebst den beigefügten Listen sind
der Abrechnung der Auszahlungs¬
stelle beizufügen.

Altgeldguthaben der
Geldinstitute

8 5
Geldinstitute dürfen über ihre e:

genen Altgeldguthaben (§ 9 Abs.
Ziff . 2 des Gesetzes ) bis zum Erla
weiterer Vorschriften verfügen, sc
weit dies zur Durchführung de
Aufgaben , die ihnen in dem Erste
Gesetz zur Neuordnung des Gele
wesens übertragen worden sind , un
zur Durchführung von solche
Überweisungsaufträgen ihrer Kur
den erforderlich ist , die nicht unte
das Verfügungsverbot des § 8 de
Gesetzes fallen.

t
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Verfahren bei der Ablieferung und Anmeldung von

Altgeld
I a

1 . In den Fällen des § 12 AKS . 5
Satz 3 des Gesetzes haben die Um¬
tauschstellen auf der ersten Ausfer¬
tigung des Anrneldevordruckes A zu
vermerken, daß die Kennkarte (der
Persönalausweis) des in erster Li¬
nie Verpflichteten nicht Vorgelegen
hat . Das Geldinstitut, welches das
Reichsmark-Abwicklungskonto führt ,
hat das Kbntdblatt mit einem ent¬
sprechenden Sperrvermerk zu ver¬
sehen.

2 . Die Umtauschstellen haben die
dritte Ausfertigung der bei ihnen
abgegebenen Anmeldevordrucke A
Und B , mit Ihrter Unterschrift ver¬
sehen , an die Einreicher zurückzu¬
geben .

8 . tiie Hilfsumtauschstellen haben
die bei ihnen abgelieferten Altgeld¬
noten sowie die ersten und zweiten
Ausfertigungen der bei ihnen abge¬
gebenen Anmeldevordrucke einer
von ihnen auszüwähienden oder von
der Landeszentralbank zu bestim¬
menden Hauptumtauschstelle zu
übergeben. Vor der Übergabe sind
die Anrhelde Vordrucke nach den
Geldinstituten zü ordnen; an die sie
nach den Vorschriften des Abs . 5
von der Haüptümiäüschstelle wei¬
terzuleiten sind. Die Hilfsumtausch¬
stellen haben dieses Geldinstitut
auf der Rückseite aller drei Aus¬
fertigungen der Anmeldevordrucke
zu vermerken.

4 . Die Hauptumtauschstellenhaben
die zweiten Ausfertigungen der Vor¬
drucke A und B bei den für sie zu¬
ständigen Finanzämtern einzurei¬
chen ; diese leiten die Vordrucke an
die Finanzämter weiter, die für die
Verpflichteten ( § 11 AbS . 1 des Ge¬
setzes ) zuständig sind . Hat ein Fami¬
lienangehöriger des Haushaltsvor-.
Standes selbständig Altgeld abgelie¬
fert öder angemeldet (§ 11 Abs . .2
Satg 4 des Gesetzes ) , so hat das für
die Hauptumtauschstelle zuständige
Finanzamt die ihm übersandte

zweite Ausfertigung des Vordruckes
A an das Finanzamt weiterzuleiten,
das für den in Ziff. 5 des Vordrucks
bezeichneten Haushäitsvorstand zu¬
ständig ist . im Falle der Ablieferung
oder Anmeldung von Altgeld für
fremde Rechnung (§ 11 Abs . 3
Ziff. 2 des Gesetzes ) hat das für die
Hauptumtauschstelle zuständige Fi¬
nanzamt den AnmeldevordruckB an
das Finanzamt weiterzuleiten, das
für den in Ziff. 1 deä Vordrucks be¬
zeichneten wirtschaftlichen Eigentü¬
mer des Altgeldes zuständig ist. Die
zweiten Ausfertigungen solcher An¬
meldevordrucke B , die sich auf die
Ablieferung von Altgeldnoten auf
Anderkonten oder auf die Anmel¬
dung von Altgeldguthaben auf An¬
derkonten beziehen , sind jedoch an
das Finanzamt weiterzuleiten, das
für den Inhaber der Anderkonten
zuständig ist. Die Finanzminister der
Länder können Ausnahmen von den
vorstehenden Vorschriften anordnen
oder zulassen.

5 . Die ersten Ausfertigungen der
Anmeldevordruckeverbleiben grund¬
sätzlich hei dbn Hauptumtauschstel¬
len . Ist jedoch das abgelieferte Ält-
geld nach den Vorschriften des Ge¬
setzes an eine andere Hauptum¬
tauschstelle zu überweisen (§ 12 Abs.
3 Satz 2, 4 Abs . 4 Satz 2 , 3) , so hat
die Hauptumtauschstelle, bei wel¬
cher der Anmeldevordruckunmittel¬
bar oder durch Vermittlung einer
Hilfsumtauschstelie abgegeben wor¬
den ist, die erste Ausfertigung des
Anmeldevordrucks an die andere
Haüptumtäuschstelle zu übersenden.
Hat der Verpflichtete kein Altgeld
abgeliefert, und unterhält er kein
Reichsmarkguthaben bei der Haupt-
ümtäüschstelle, bei welcher der An-
meldevordfuck unmittelbar oder
durch Vermittlung einer Hilfsum¬
tauschstelle abgegeben worden ist,
so hat die Hauptumtauschstelle die
erste Ausfertigung des .Vordrucks
dem Geldinstitut zu übersenden, bei
dem das Reichsmark-Abwicklungs -
kontö geführt wird . ( § 14 , Abs . 1 ,

Satz 3 , zweiter Halbsatz) . Hat je¬
mand, der nicht Inhaber des Reichs¬
mark-Abwicklungskontos ist , Alt¬
geldguthaben angemeldet, ohne zu¬
gleich Altgeldnoten abzuiiefern, so
hat die Hauptumtauschstelle die
erste Ausfertigung des Anmeldevor¬
drucks an die Hauptumtauschstelle
zü senden, die in Ziff. 2 des Vor¬
drucks A oder in Ziff. 9 des . Vor¬
drucks B an erster Stelle aufge¬
führt ist.

6 . Hat ein Familienangehöriger
des in erster Linie Verpflichteten
selbständig Altgeld angemeldet oder
abgeliefert (§ 11 Abs . 2 Satz 4 des
Gesetzes ) , so hat das Geldinstitut, an

das der Familienangehörige die in
§ 14 Abs . 2 des Gesetzes vorgeschrie¬
bene Mitteilung über das Reichs -
mark-Abwickiungskonto zu richten
hat , die erste Ausfertigung des An¬
meldevordrucks A nach Erhalt die¬
ser Mitteilung unverzüglich an das
Geldinstitut zu übersenden, von dem
das Reichsmark-Abwicklungskonto
geführt wird. Im Falle der Abliefe¬
rung oder Anmeldung von Altgeld
für frbmde Rechnung (§ 11 Abs . 3
Ziff. 2 des Gesetzes ) hat das Geld¬
institut , an das die in § 14 Abs . 3
des Gesetzes vorgeschriebeneMittei¬
lung zu richten ist, entsprechend zu
verfahren.

Feststellung des Gesamtbetrages der

Altgeldguthaben
* 7

Sobald das Geldinstitut, welches
das Reichsmärk-Abwicklungskonto
führt (Abwicklungsbahk) , alle An¬
meldevordruckeerhalten hat , die von
dem Haushaltsvorstand und seinen
Familienangehörigen abzugeben wa¬
ren , hat es nach Maßgabe noch zu
erlassender gesetzlicher Vorschriften
an Hand seiner eigenen Unterlagen
und durch Rückfrage bei den an¬
deren Geldinstituten, die in den An¬
meldevordrucken aufgeführt sind ,
unverzüglich den Gesamtbetrag der
Ältgeldguthaberi festziistellen, die
von dem Haushaltsvorstand und sei¬
nen Familienangehörigen oder für
Rechnung dieser Personen gehalten
werden. Die anderen Geldinstitute
sind zur Erteilung der von der Ab-
wicklüngsbank verlangten Auskünfte
verpflichtet. Entsprechendes gilt für
che Feststellung von Altgeldgut¬
haben, die von oder für Rechnung
von juristischen Personen, Personen-
Vfereinigungen oder Einzelkaufleuten
und von deren Zweigniederlassungen
gehalten werden. Wenn der auf diese
'Weise festgestellte Altgeldbestand
die Summe der abgelieferten und
angemeldeten Altgeldbestände über¬
steigt, hat die Abwicklungsbank
hiervon das für den Inhaber des
Reichsmark-Abwicklungskontos zu¬

ständige Finanzamt nach Maßgabe
noch zu erlassender gesetzlicher Vor¬
schriften unverzüglich zu unter¬
richten.

Übergangsvorschriften
für Geldinstitute

S >
Um die Geldinstitute instandzu¬

setzen , den Überweisungsverkehr in
Deutscher Mark aufzunehmen, die
den Unternehmungen nach § 17 des
Währungsgesetzes züstehenden Ge¬
schäftsbeträge auszuzahlen und un¬
aufschiebbare Betriebsausgaben zu
bestreiten, schreiben die Landeszen¬
tralbanken den Geldinstituten in
Anrechnung auf deren spätere An¬
sprüche aus der Geldumstellung eins
vom Hundert des Nennbetrages der
in der letzten Monatsmeldung vor
dem 21 . Juni 1948 ausgewiesenen
Reichsmarkverbindlichkeiten der
Geldinstitute aus Einlagenihrer Kun¬
den auf Deutsche -Mark-Girokonto
güt. Verbindlichkeiten und Einlagen
anderer Geldinstitute bleiben hierbei
unberücksichtigt. Die Landeszentral¬
banken können den vorstehenden
Betrag in besonders begründeten
Ausnahmefällen erhöhen oder ver¬
ringern.

S 9

Verfahren bei der Auszah¬
lung der Geschäftsbeträge

1 . Vor der Zubilligung des Ge¬
schäftsbetrages ( § 17 des Währungs¬
gesetzes ) hat die Abwicklungsbank
die Zahl der Arbeitnehmer des An¬
tragstellers an Hand der von ihm
an Hand seiner Abrechnungen’ ge¬
genüber dem Finanzamt oder gegen¬
über Sozialversicherungsträgern über
einbehaltene Lohnsteuer oder So¬
zialversicherungsbeiträge zu prü¬
fen. Spätestens drei Wochen nach
der Inanspruchnahme des Geschäfts¬
betrages hat der Anspruchsberech¬
tigte der Abwicklungsbank gegen¬
über die Zahl der Arbeitnehmer
durch eine Bescheinigung des Ar¬
beitsamtes nachzuweisen. Mitarbei¬
tende Familienangehörige und Haus¬
angestellte gelten nicht als Arbeit¬
nehmer im Sinne des § 17 des Wäh¬
rungsgesetzes.

2 . Auf dem Kontoblatt des Reichs¬
mark-Abwicklungskontos (§ 13 des
Währungsgesetzes) ist der flem Kon¬
toinhaber zustehende und der von
ihm bei der Abwicklungsbank und
anderen Geldinstituten in Anspruch
genommene Geschäftsbetrag unter
Angabe der Geldinstitute und der
in Anspruch genommenen Teilbe¬
träge zu vermerken.

Maßgebender Wortlaut
des Gesetzes

8 19

Der deutsche Wortlaut dieser
Durchführungsverordnung ist der
maßgebende Wortlaut.

Inkrafttreten
8 11

Die Verordnung tritt am 20. Juni
1948 in Kraft .
Im Auftrag der Militär -Regierung.

t

Die ersten Stimmen zur Währungsreform
Zustand der Spanriürigen hat einen gewissen Abschluß gefunden — Ehrliche Arbeit ist nicht mehr sinnlos

Frankfurt , 18. Juni (DENA ) . Der Vor¬
sitzende des Verwalturigsrätes Dr . Her -
rriann PÜhder , sfct-ach am Freitag¬
abend über die Sender der drei West¬
zonen zur Währungsreform .

Er führte aus : Die Militärregierungen
haben heute die Gesetze verkündet ,
durch die in den Westzonen eine Wäh¬
rungsreform eingeleitet wird . Damit hat
der Zustand der Spannungen und Er¬
wartungen einen gewissen Abschluß ge -

' funden . Nur einen gewissen Abschluß
deshalb , weil ein .weiteres Gesetz in etwa
ein ^ r Woche erscheinen wird . Erst dieses
weitere Gesetz wird über das Schicksal
unseres alten Geldes endgültig entschei¬
den . Mehr und mehr schleppte sich un¬
sere Wirtschaft nur noch , ächzend voran
und auch dies nur mit Hilfe der vielen
„grauen “ und „schwarzen “ Aushilfen , Un¬
ser ,Geld . hatte seinen Charakter und
seine Aufgabe völlig eingebüßt und in
der allerletzten Zeit konnten wir , wo älle
Welt auf derl »Startschuß zum neuen Be¬
ginn wartete , den Stand der deutschen
Wirtschaft nur noch mit Zitier beginnen¬
den Tödesstäfre vetgleichen .

Die nun heute in Kraft tretenden Ge¬
setze sind Militärgesetze , aber * ihr In¬
halt betrifft uns Deutsche . Die Wäh¬
rungsreform ist auf die Westzoneh be¬
schränkt . Mit großem Schmerz müssen
wir Deutsche davon Kenntnis nehmen ,
daß es den Besatzungsmächten nicht ge¬
lungen ist , eine Lösung zu finden , die
für unser ganzes Vaterland giit .Wir Deut¬
sche haben eine solche Teilung unseres
Landes iq , zwei Währungsgebiete picht
gewollt . Wir geben auch die feste Hoff¬
nung nicht auf , daß damit kein endgül¬
tiger Züständ geschaffen Ist , sondern daß
in nicht zu ferfier Zukunft mit den Zo¬
nengrenzen auch die Verschiedenheiten
der Währung ihr Ende finden . Auch
dieser Akt kann und darf nur ein Schritt
auf dem Wege zur Wiederherstellung der
deutschen Einheit sein .

Soweit lm Rahrrieh einer Währungs¬
reform Überhaupt möglich , ist versucht
worden , allzu ernste soziale Notstände
zu vermeiden oder zumindest zu über¬
brücken . Dies .zeigt schon die Höhe des
sögenahnten Köpfbetrages , der sich aüf
60 Deutsche Mark beläuft und an jeden
äüsgezahlt wird , der auch nur 60 Reichs¬
mark besitzt .

Wichtig ist in diesem Zusammenhang
auch , daß die Löhrie zum Nennwert in
Deutsche ivtark umgestellt werden , so daß
von jetzt ab ehrliche Arbeit nicht mehr
sinnlos ist , sondern ihr angemessenes
wirtschaftliches Entgeld findet .

Alle deutschen Steilen werden sich be¬
mühen , Notlagen , wo immer sie auftre -
teri , zu steüerri . Hierbei wird der in
deutsche Zuständigkeit gCUgte Lasteh¬
ausgleich zu unserem Prüfsleik werdc -h .
Es gibt zwar nur wenige unter uns
Deutschen , die nicht in der einen oder
anderen Weise vom Kriege auch in ihrem
privaten Beteich betroffen worden Sihd .
Aber dahbben wissen wir auch , daß das
Schicksal seht tintetschiedlich gbwältkt
hat . Es wird die vornehmste Aufgabe

unserer Frankfurter Organisation sein ,
hier einen Ausgleich zu Schäften und
vor allem denen zu helfen , denen der
Krieg alles irdische Gut genommen hat ,
und unter diesen bevorzugt wieder de¬
nen , die nicht mehr arbeitsfähig sind .

Ich möchte zu dem , was ich gesagt
habe , nur noch ein kurzes Schlußwort
der Ermutigung anfügen . Zur Beunru¬
higung oder gar zur Panik ist nicht der
mindeste Anlaß . Im Gegenteil , wir kön¬
nen jetzt nach diesen ersten drei Jah¬
ren mühseligen Trümmerräumens mit
einem bescheidenen Beginn echten Auf¬
baues zuversichtlich rechnen , wobei der
Marshall -Plan zusätzliche wertvolle Hil¬
fen bringen soll . Das wichtigste müssen
wir aber selber beisteuern , indem wir
uns nach den grausigen Irrwegen der
Nazizeit wieder auf unsere wahren
Kräfte besinnen . Wir w-ollen weder de¬
magogischen Schlagworten nachlaufen ,
noch wollen wir an Wunder glauben .
Dagegen wollen wir wieder fleißig und
ehrliche Arbeit gegen gutes Geld leisten
und ln sparsamer Lebensführung eine so¬
ziale Haltung nach innen und ’ Friedfer¬
tigkeit nach außen zeigen . Dann wer¬
den wir es schaffen .

*
Frankfurt , 1«. Juni (DENA ) . Unmit¬

telbar nach Bekanntwerden der Pro¬
klamation Über die Währungsreform
veröffentlichten am Freitag die beiden
Fraktionen ' der CDU und SPD des
Wirtschäftsrates ihre Stellungnahmen , in
Benen sie ihr Vertrauen in die neue
Währung ztiin Ausdruck bringen .

Die Erklärung der CE>Ü -Fraktion lau -

Öerlln , 18 . Juni (DENA ) . Aus gut un¬
terrichteten Kreisen ln Berlin verlautet ,
daß für dib sowjetische BfeSaizungSkone
die Währungsreform feststehe und die
Sowjets jetzt die Einbeziehung Berlins
in die Sowjetzonenwährung verlangen
würdeh . Man könne in diesem Zusam¬
menhang weiter damit rechnen , daß so¬
wjetisch erSeits der Anspruch auf eine
Alleinvetwältung Berlins an Stelle der
jetzigen gemeinsänien Verwaltung durch
die vier Besatzungsmächte erhoben
üverde .

Die Sowjetzonenmark liege zur Aus¬
gabe bereit , sei aber bis zur Stunde noch
nicht an die Bankinstitute ausgegeben
worden . Alle Einzelheiten über die ost¬
deutsche Währungsreform seien bis jetzt
noch nicht bekannt , jedoch sei unter an¬
derem vorgesehen , daß die Kopfquote
etwa doppelt so hoch gehalten werde wie
in den Westzonen . Die Löhne , Gehälter
und Preise sollen unverändert bleiben ,
ebenfalls die Renten .

Sokolowski ist unterrichtet
Bfertitt , 18. Jtin ! (UP ) . Der britische

Mllitäigoliverneur Sir Brian Robertson
unterrichtete den russischen Militärgou¬
verneur Marschall Sokolowski in einem

tet : Geldreform ohne Lastenausgleich ,
ohne gleichzeitige Steuerreform , ohne
die Ostzone , ohne Berlin . . Alle Hoff¬
nungen , die auf den nunmehr durchge¬
führten schweren Schritt gesetzt wur¬
den , werden überschattet von dem Ge¬
fühl , daß der Lastenausgleich , die so¬
ziale Rücksicht und die Steuerreform
fehlen .

Die Währungsreform stellt nur einen
Teil der von deutscher Seite angestreb¬
ten Gesamtlösung dar . Wir bedauern
außerordentlich , daß nicht die Gesamt¬
lösung nach den deutschen Vorschlägen
durchgefüfirt wird . Zwar wurde der
Plan , der jetzt durchgeführt wird , mit
deutschen Stellen beraten . Auch müß
anerkannt werden , daß eine ganze Ah -
zahl deutscher Anregungen berücksich¬
tigt wurde .

Berlin , 18 . Juni (UP ) . Der amerika¬
nische Kommandant von Berlin , Oberst
Frank Howley , erklärte , daß die Wäh -
iungsreform in . den drei Westzonen
Deutschlands sich auf Berlin nicht be -

' ziehe . Es würden jedoch keine Schran¬
ken zwischen Berlin und den Westzorien
aufgerichtet werden . Die drei West¬
mächte , so sägte Oberst Howley , wür¬
den ihren Verpflichtungen in Berlin nach -
kommen und ihre Rechte wie bisher aus¬
üben , um den wirtschaftlichen Wieder¬
aufbau zu fördern . Indem Oberst How¬
ley feststellte , daß diö währungspoliti¬
schen Maßnahmen ln den Westzonen

Brief über die Durchführung der Wäh¬
rungsreform in Westdeutschland und
sprach dabei die Hoffnung aus , daß es
bald eine gesamtdeutsche neue Währung
geben werde . Sir Brian Robertson betonte
in dem Brief , daß die Währungsreform für
den britischen Sektor Berlins keine Gül¬
tigkeit haben wird , deutete aber an , daß
zu einem späteren Zeitpunkt möglicher¬
weise separate Währungsreformen in den
West - Sektören durebgeführt werden müs¬
sen , falls die Sowjetunion sich nicht zur
Zusammenarbeit bereit zfeige.

Robertson erinnerte den Marschall an
die iangen Bemühungen um eine allge¬
meine Währungsreform in Deutschland
und erklärte , er sei weiter der Ansicht ,
daß nur dies eine befriedigende Lösung
der Frage därstfellen könne . In der
Zwischenzeit ' habe er sich aber gezwun¬
gen gesehän , der Durchführung einer
westdeutschen Währungsreform zuzu¬
stimmen » da die Wirtschaft in der bri¬
tischen Besatzungszone unter den bis¬
herigen Umständen zu sehr gelitten
habe . Die Militärgouvembüre der ame¬
rikanischen und der französischen Be¬
satzungszone haben Marschall SokoloWski
ebenfalls brieflich über die Währungs¬
reform unterrichtet .

Niemand darf an der Währungsreform
verdienen . Dieser Grundsatz wird auf
Initiative der SPD binnen kurzem Ge¬
setzeskraft erlangen . DartPberhinaus tritt
die SPD dafür ein , daß 1. Jeder Be¬
schäftigte in den Genuß der dem Un¬
ternehmen zugestandenen Quote gelangt .
2. Keine Entlassungen vorgenommen
werden dürfen , die auf währungspoliti -
sche Spekulationen der Unternehmer zu¬
rückgehen . 3. Allen , denen die Mittel
zur Einlösung der Kopfquote fehlen ,
aus privater oder öffentlicher Hand so¬
fort geholfen wird .

Die Bevölkerung sei nachdrücklich ge¬
warnt , sich etwa von Schiebern altes
Geld aufdrängen zu lassen . Wer de¬
nen die Hand reicht , die jahrelang auf
Kosten der Gesamtheit gepraßt haben ,
bringt sich selbst um die Hilfe , die ihm
jetzt gewährt werden kann .

Berlin nicht berühren , wies er zugleich
ausdrücklich darauf hin , daß Berlin
auch durch eine Währungsreform in der
sowjetischen Besatzungzone nicht betrof¬
fen werden würfle .

Die Stadt Berlin „sagte Oberst How¬
ley “, steht unter dem Regime der Kom¬
mandantur der vier Mächte , so daß sich
Maßnahmen , die in den einzelnen Besat¬
zungszonen getroffen werden , auf Berlin
nicht beziehen .“ Die Reichsmark , die in
den Westzonem außer Kurs gesetzt werde ,
bleibe in Berlin gesetzliches Zahlungsmit¬
tel . Trotzdfcm werde Berlin nicht von
den Westzonen abgesperrt werden . Die
Reichsmark werde auch zur Bezahlung
von Lieferungen aus den Westzonen ent -
gegengenömmen werden . Die Lebensmit¬
tellieferungen nach Berlin würden wie
bisher durchgeführt werden , sagte Oberst
Howley .

SMA sperrt Einreise
Berlin , 19. Jurit (DENA ) . Die sowje¬

tische Militärverwaltung hat laut SNB
den gesamten Interzonenverkehr ge¬
sperrt . Unter diese Sperre fällt der
Kraftwagenverkehr aus den westlichen
Besatzuhgszonen , auch auf der Autobahn
Helmstedt —Berlin . Die Ausreise aus
Berlin auf der Autobahn wird wie bis¬
her abgewickelt .

Transporte auf den Wasserstraßen von
und nach den Westzonen bedürfen einer
Genehmigung des Chefs der Transport¬
verwaltung der SMA und werden nur
nach sorgfältiger Kontrolle der Frachten
und des persönlichen Gepäcks der Schiffs¬
mannschaften durchgelassen . Der Fuß¬
gängerverkehr mit Interzonenpässen von
den Westzonen über die Kontrollstellen
der Demarkationslinien » wird eingestellt .
Der Güterzugwerkehr wird nach sorg¬
fältiger Kontrolle weiter durchgeführt .
Für den Personenverkehr von den Ost -
nach deh Westzonen bestehen keine Be¬
schränkung .

Wie sieht das neue Geld aus ?
Stuttgart , 18. Juni . (Dena ) . Ein Dena -

Rvporter hatte am Freitagnachmittag
Gelegenheit , bei der Landeszentralbank
Württemberg - Baden das neue Geld an¬
zusehen . Die neuen Geldscheine unter¬
scheiden sich von den alten vor allem
durch Ihr kleineres Format und ihre
Farbigkeit . Sie ähneln stark dem in
Deutschland ln Umlauf gesetzten Besat¬

zungsgeld . Auf der Rückseite der neuen
Geldscheine , die weder Unterschrift noch

Ausgabedätum tragen , ist „Deutsche
Mark " aufgedruckt .

Der erste Schritt
FXR. Der erste Schritt ist ge¬

tan, die Zeit der wilden Gerüchte
Ist vorbei. Obwohl aus vielen
Nachrichten und Anzeichen mit
der baldigen Durchführung der
Währungsreform gerechnet wer¬
den konnte, hat die Tatsache
selbst, die gestern abendbekannt-
gegeben wurde, auf viele Ge¬
müter wie ein Schock gewirkt. ^

Der soeben durch die Presse
veröffentlichte Wortlaut des Ge¬
setzes und der ersten Durchfüh¬
rungsbestimmungbeantwortet den
größeren Teil der Fragen noch
nicht . Es Sind jedoch schon in
allernächster Zeit weitere Gesetze
und Verordnungen zu erwarten .
Es besteht keinerlei Grund zu
panikartigen Reaktionen. Die Alli¬
ierten hatten drei Jahre Zeit, un¬
sere Situation zu studieren, und
sie haben es gründlich getan. Zu¬
sammen mit deutschen Finanz¬
sachverständigen wurde dann die
Gesundung der Währung geplant,
und nunmehr damit begonnen .
Wir dürfen überzeugt sein , daß
an alles gedacht wurde. Was
heute noch nicht klar zu über¬
sehen ist, wird schon ln wenigen
Tagen bekannt werden.

Wir werden fraglos zunächst
einmal einen Engpaß mit vielerlei
Schwierigkeiten zu überwinden
haben. Wir gewinnen damit aber
die Voraussetzungfür den Wieder¬
aufbau zunächst wenigstensWest¬
deutschlands. Und dieses dringend
nötige Ziel , an welchem ein loh¬
nendes Dasein beginnen wird, in
dem ehrliche Arbeit und gerech¬
ter Lohn wieder im richtigen Ver¬
hältnis stehen werden, wird die
zunächst vorhandenen Schwierig¬
keiten rechtfertigen und lohnen.

Ostzonen -Mark liegt bereit

Berlin behält altes Geld
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Wirtschaftsrat nimmt Leitsätze an
Für Aufhebung der Bewirtschaftung und des Preisstops nach Geldreform — Regelung für lebensnotwendige Güter

Frankfurt , 18. Juni . (Dena ) . Den Höhe¬
punkt der Nachtsitzung des Wirtschafts -
lates vom Donnerstag auf Freitag bildete
die zweite und dritte Lesung des „Ge¬
setzes über die Leitsätze für die Bewirt¬
schaftung und Preispolitik nach der Geld¬
reform “ , das mit Mehrheit vom Plenum
/fegen die Stimmen der SPD und KPD
angenommen wurde .

Nach dem Gesetz sollen den zuständi¬
gen Direktoren im Kähmen der vom
Wirtschaftsrat aufgestellten wirtschafts¬
politischen Leitsätze , Vollmachten auf
dem Gebiet der Preispolitik und der Be¬
wirtschaftung eingeräumt werden , fn
den Leitsätzen spricht der Wirtscha/tsrat
« ich grundsätzlich für die Aufhebung der
Bewirtschaftung und des Preisstops aus .
Lediglich die Hauptnahrungsmittel und
die wichtigsten Rohstoffe sollen auch wei¬
terhin bewirtschaftet werden und dem
Preisstop unterliegen . Auch Mieten und
Verkehrstarife sollen künftig behördlich
featgelegt werden . Die Herausnahme der
Hauptnahrungsmittel und der wichtig¬
sten Rohstoffe und die Freigabe ihrer
Preise bedarf in jedem Falle der vorhe¬
rigen Genehmigung durch den Wirt -
achaftsrat . Bekleidungstextilien , Schuhe
und Seife können nach den Leitsätzen ,
als für den unmittelbar menschlichen
Bedarf lebensnotwendig , einer Ver¬

brauchsregelung unterworfen bleiben . In
den Leitsätzen ist weiter festgelegt , daß
die Einschaltung des Behördenapparates
bei der Durchführung der Bewirtschaf¬
tung auf ein Mindestmaß einzuschränken
ist und daß an die Stelle des Bezug *
scheinsystems mit individueller Bedürf¬
nisprüfung die allgemeine Bezugskarte
tritt .

Sie soll durch Sonderbezugskarten für
besonders Notleidende , wie Flüchtlinge
lind für die Ausstattung bestimmter Be¬
rufsgruppen etwa mit Arbeitskleidung
ergänzt werden . Behördlich gebundene
Preise sollen als Höchstpreise festgesetzt
werden , die in einem angemessenen Ver¬
hältnis zu den Kosten eines wirtschaft¬
lich geführten Betriebes stehen . Alle
Preise , einschließlich der freigegebenen
sollen behördlich überwacht werden . Die
TJeberschreitung von Höchstpreisen und
der Mißbrauch wirtschaftlicher Unterle¬
genheit sollen streng bestraft werden .
Fehlende gesetzliche Grundlagen hier¬
für sollen dem Wirtschaftsrat unverzüg¬
lich vorgelegt werden . In den Leitsätzen
ist weiter bestimmt , daß dem Wirtschafts¬
rat ein deutsches Gesetz zur Verhinde¬
rung wirtschaftlicher Monopolbildung
vorzulegen ist , daß der Kreditpolitik von
der Verwaltung für Wirtschaft besondere
Aufmerksamkeit zu schenken sei , und
daß mit der Lockerung der Bewirtschaft -
. ung und der Preisbildung eine entspre¬
chende Lockerung der Lohnbildung ver¬
bunden sein soll .

Gleichzeitig mit diesem Gesetz nahm
der Wirtschaftsrat ein Gesetz zur Aen -
derung des Bewirtschaftungsnotgesetzes
und eine Verordnung zur Aenderung der
ersten Durchführungsverordnung zum Be -
wirtschafiungsnotgesetz in zweiter und
dritter Lesung an , die sich als Konse¬
quenz aus der Annahme des Gesetzes
über die wirtschaftspolitischen Leitsätze
nach der Geldreform ergeben .

Zur Vorbereitung des Lastenausgleiches
und einer gerechten Vermögensbesteu¬
erung sowie eine klare Uebersicht über

Tel Aviv . 18. Juni . (AP ) . Der jüdische
Außenminister Mosche Schertok erklärte
nach einer Besprechung mit Graf Berna -
dotte und Ministerpräsident Ben Gurion ,
Israel werde „jüdische Sachverständige “

nach Rhodos entsenden , welche die Ver¬
handlungen mit Graf Bernadotte und
den arabischen Führern aufnehmen sol¬
len . Er betonte , die ersten Beratungen
würden nicht den Charakter einer regel¬
rechten Friedenskonferenz tragen . Der
Minister fügte hinzu : „Erst nach dieser
Fühlungnahme wird es sich herausstei¬
len . ob die Grundlagen für eine arabisch -
jüdische Friedenskonferenz vorhanden
sind , und erst dann werden Einladungen
an beide Parteien verschickt werden “ .

Vertreter der UN in Tel Aviv teilten
mit , die Araber hätten sich mit der Ent¬
sendung von vier „Beratern “ , für die
Vorbesprechungen auf Rhodos bereit¬
erklärt .

Wie UP meldet , werden die USA , Groß¬
britannien und andere Nationen den
Sicherheitsrat der UN auffordern , den
Waffenstillstand in Palästina , der am 9 .
Juli ablaufen wird , auf weitere vier
Wochen zu verlängern , berichten hiesige
Delegiertenkreise . Es wird mit Bestimmt¬
heit angenommen , daß der Sicherheits¬
rat dieser Aufforderung Folge leisten
wird . Als Beweis dafür wiesen verschie¬
dene Delegierte darauf hin , daß der UN -
Generalsekretär Trygve Lie die 50 Mann
starken „Wachmannschaften “ für Palä¬
stina nicht nur für die Dauer des gegen¬
wärtigen Waffenstillstandes , sondern für
zwei bis drei Monate verpflichtet habe .
Auch Graf Bernadotte erklärte Presse¬
vertretern in Tel Aviv , er werde mehr
als einen oder zwei Monate benötigen ,
um eine endgültige Einigung zwischen
Juden und Arabern in Palästina herbei¬
zuführen , Im allgemeinen gibt man sich
hier der Hoffnung hin , daß mit dem Be¬

das verbliebene Restvermögen in der
Bizone zu schaffen , beschloß der Wirt¬
schaftsrat auf gemeinsamen Antrag der
CSU - , CDU - , DP - , SPD - , FDP - und Zen¬
trumsfraktion in dritter Lesung ein Ge¬
setz , nach dem mit dem Stichtag des Vor¬
tages der Währungsreform für das ge¬
samte land - und forstwirtschaftliche
Vermögen und das Betriebsvermögen ,
einschließlich aller Güter , die seit dem
1. Januar 1939 aus diesem Vermögen
ausgeschieden sind , aber am Stichtag
noch zu dem Gesamtvermögen gehören ,

ginn des Waffenstillstandes den offenen
Feindseligkeiten ln Palästina ein Ende
gesetzt würde .

Verhandlungen ln Clermont Ferrand
Clermont Ferrand , 18. Juni . (UP ) . Die

Leiter der Gewerkschaft haben sich be¬
reit erklärt , die abgebrochenen Verhand¬
lungen mit den Bergougnan -Gummlwer -
ken wieder aufzunehmen . Bis auf unbe¬
deutende Zusammenstöße blieb es seit
Donnerstag in Clermont Ferrand ruhig .
Der Streik hat das Wirtschaftsleben fast
vollständig stillgelegt . Nach den letzten

London , 18. Juni (AP ) . Die britische
Regierung sagte zu , die Fra &e der Ein¬
berufung einer europäischen Versamm¬
lung zur Ausarbeitung d6r Pläne für
eine kontinentale Einheit zu prüfen . Mit
dieser offiziellen Erklärung beantworte¬
ten Ministerpräsident Clement Attlee und
Außenminister Ernest Eevin die ihnen
von einer überparteilichen Gruppe des
Unterhauses unter Führung von Winston
Churchill vorgelegten Empfehlungen der
Haager Europa -Konferenz .

Zum Abschluß der Besprechung gab
die Regierung eine offizielle Erklärung
ab , die mit den Worten schloß : „Der
Ministerpräsident würdigte die Arbeit ,
die bereits für das Ziel einer europäi¬
schen Einheit mit der Unterstützung der
Regierung seiner Majestät geleistet wor¬
den ist . Er verpflichtete sich , zusammen
mit dem Außenminister die ins einzelne
gehenden Vorschläge und insbesondere
den Plan für die Einberufung einer euro¬
päischen Versammlung zu prüfen , die

eine Bestandsaufnahme durchzuführen
ist . Bei Verstößen gegen die Vorschrif¬
ten des Gesetzes sind Geldstrafen , im
Falle einer vorsätzlichen Zuwiderhand¬
lung neben den Geldstrafen und in be¬
sonders schweren Fällen zugleich ein Be¬
rufs - oder Gewerbeverbot angedroht .

Auf das Veto des Länderrates gegen
das zweite Ueberleitungsgesetz beschloß
der Wirtschaftsrat eine neue Form dieses
Gesetzes , das die Einwände des Länder¬
rates zu einem Teil berücksichtigt.

Meldungen beträgt die Zahl der Ver¬
letzten in den Unruhen von Dienstag und
Mittwoch 490 Personen . IS Angehörige
der Mobilen Garde find durch die von
den Aufständischen angewendete Schwe¬
felsäure erblindet .

Inzwischen riefen die 20 000 Arbeiter der
Gummi -Werke „Michelin “ einen „unab¬
hängigen Streik “ aus , nachdem sie be¬
reits einmal aus Sympathie mit den Ar¬
beitern der Gummi -Werke Bergougnan ,
bei denen es zu blutigen Zusammen¬
stößen kam , die Arbeit niedergelegt hat¬
ten . Die Arbeiter der Michelin -Werke
fordern Lohnerhöhungen bis zu 15 Proz .

Ihm in den Entschließungen vorgelegt
wurden .

Gegenüber der ablehnenden Haltung ,
die die britische Regierung anläßlich der
Haager Europa -Konferenz zeigte , muß
die Erklärung der Regierung als beacht¬
liche Konzession angesehen Werden . Sie
mag durch die Vorlage einer überpartei¬
lichen Entschließung beeinflußt worden
sein , die von 200 Mitgliedern des Unter¬
hauses zur Förderung der europäischen
Einheit im Interesse des Friedens unter¬
zeichnet wurde .

Es hat nunmehr den Anschein , als ob
die Regierung bereit sei , die bereits be¬
stehende westeuropäische Union mit
Frankreich und den Benelux -Staaten be¬
schleunigt auszubauen . Zu früherem Zeit¬
punkt sprachen sich sowohl Attlee als
auch Bevin für ein langsames Vorgehen
in dieser Richtung aus . Großbritannien
war zunächst für eine Festigung des
Sechsmächte - Paktes bei gleichzeitiger
Entwicklung guter wirtschaftlicher Zu¬
sammenarbeit mit den übrigen Marshall -
Plan - Staaten .

Zeitkarten bleiben gültig
Frankfurt , 18. Juni . Die Hauptverwal¬

tung der Eisenbahnen gab am Freitag
bekannt , daß vor dem Inkrafttreten der
Währungsreform gelöste Fahrausweise
einschließlich der Zeitkarten ihre nor¬
male Gültigkeit behalten . Eine Ausnahme
machen nur Reisebürofahrscheine . Sie
gelten vom Inkrafttreten der Währungs¬
reform ab nur noch drei Tage . Inwie¬
weit der Fahrpreis für nicht benutzte
Fahrkarten von der Reichsbahn erstattet
wird , hängt von der anläßlich der Wäh¬
rungsreform getroffenen gesetzlichen
Regelung ab .

Polnischer Protest an Frankreich
Paris , II . Juni (UP ) . Der französischen

Regierung liegt eine polnische Protest¬
note gegen die Teilnahme Frankreichs
an den Londoner Empfehlungen über
Deutschland vor . Es heißt darin , die Teil¬
nahme Frankreichs an den Londoner
Empfehlungen gefährde „die historische
Interessengemeinschaft “ zwischen Polen
und Frankreich . Polen ist der Ansicht ,
daß Entscheidungen über das Deutsch¬
landstatut lediglich auf der Basta von
Abmachungen zwischen den vier Groß¬
mächten getroffen werden können .*

Offensive ln Griechenland
Athen , 18. Juni (DENA -INS ) . Die grie¬

chischen Regierungsstreitkräfte eröffne -
ten am Freitag in Nordwestgriechenland
auf einer über 300 km langen Front mit
fünf regulären Divisionen eine Groß -
offensive gegen die Aufständischen . Spit -
fire -Jagdflugzeuge unterstützten das Vor¬
gehen der Regierungstruppen . In einem
Abschnitt wurde eine größere Einheit
der Aufständischen aus den Stellungen
verdrängt und in die Flucht geschlagen .
Die Aufständischen sollen , wie aus Front¬
berichten hervorgeht , hohe Verluste er¬
litten haben . Die Kämpfe konzentrierten
sich ln der Hauptsache auf das Gram -
mosgeblrge im Albanischen Grenzgebiet .

'Wlrbelstnrm Uber Konstanz
Baden -Baden , 18. Juni (DENA ) . Ein

schwerer mit Hagelschlag verbundener
Wirbelsturm wird , wie Südena meldet ,
am späten Donnerstagabend aus Kon¬
stanz gemeldet . Zahlreiche Bäume , dar¬
unter mehrere Hundertjährige , wurden
entwurzelt und mehrere Dächer abge¬
deckt . Unter anderem riß der Sturm
sämtliche Ziegel von der alten Jesuiten¬
kirche . Menschenleben sind nach bis¬
herigen Meldungen nicht zu beklagen .

Flugzeugabsturz fordert 43 Tote
Mont Carmel (Pennsylvania ), 18. Juni

(DENA -REUTER ) . 43 Todesopfer forderte
der Absturz eines amerikanischen Passa¬
gierflugzeuges in der Nähe der kleinen
Bergwerkstadt Shamokin . Das Flugzeug
hatte eine Notlandung versucht , da einer
der Motoren in Brand geraten war , stieß
dabei gegen eine Hochspannungsleitung
und rammte anschließend einen Hügel .

Juden in Palästina abwartend
UN bezüglich Einstellung der Feindseligkeiten optimistisch

Würdigung der Europabewegung Churchills
Britische Regierung hat ihre ablehnende Haltung aufgegeben
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Wo tauschen wir unser Geld um !
Auf Anordnung der Militärregierung

wird an die gesamte Bevölkerung von
Karlsruhe am Sonntag , den 20. Juni
1948 , von 9 bis 17 Uhr (durchgehend )
Neugeld ausgegeben .

Zur ersten Versorgung erhält
Jede Person (ohne Altersunterschied ) , die
Lebensmittelkarten bezieht , gegen Ein¬
zahlung von 60 KM Altgeld einen
„Kopfbetrag “ von 60 DM Neugeld .

Vom Neugeld werden zunächst je
Person nur 40 D M und zu einem späte¬
ren Zeitpunkt die restlichen 20 DM des
Kopfbetrages ausgezahlt . Der A11 -
geldbetrag dagegen ist sofort in
voller Höhe (also 60 RM Kopf¬
betrag ) einzuzahlen . Wer weniger
Altgeld oinzahlt , erhält entsprechend we¬
niger Neugeld . Zweckmäßigerweise wer¬
den die Kopfbeträge für alle zu einem
Haushalt gehörenden Personen von nur
einem . Mitglied des Haushalts (Haushal¬
tungsvorstand ) abgeholt .

Personen , die über den zum Umtausch
notwendigen Altgeldbetrag nicht
oder nur teilweise verfügen (Fürsor¬
geempfänger und andere ) , können sich
aofort und auch am Sonntag unter Vor¬
lage des gelben Personalaus¬
weises zuerst an das Städtische Wohl¬
fahrtsamt wenden , und zwar in
Karlsruhe nach der Ettlingerstraße 1 oder
Amalienstraße 33, im Stadtteil Durlach
und Aue nach dem Rathaus Durlach , wo
jhnen der fehlende Altgeldbetrag vor -
ichlißlich ausbezahlt wird .

Beim Geld - Umtausch ist der
gelbe Personalausweis für die
Lebensmittelversorgung vorzplegen . Die
Empfangsberechtigung Dritter (Beauf¬
tragter ) kann durch die Umtauschstellen
nicht nachgeprüft werden ; der gelbe Per¬
sonalausweis gilt in jedem Falle als Nach¬
weis der Empfang ^berechtigung , doch
wird an Kinder nichts abgegeben .

Zur raschen Abfertigung kann nur
Xltgeld in möglichst großen
Scheinen entgegengenommen wer¬
den .

Umtauschstellen für alle in
Karlsruhe ernährungsmäßig ständig ge¬
meldeten Personen sind entsprechend
der F.intcilung des Ernährungsamtes : Für
die Bewohner des Bezirks

I östliche Innenstadt in der
Hans -Thoma -Sehule I , Markgrafenstr . 42'

;
IT Westliche Innenstadt in

der Leopoldschule , Leopoldstraße 9 ;
III stidstadt in der Uhlandschule ,

Schützenstraße 33 ;
IV Südweststadt in der Südend¬

schule I , Südendstraße 35 ;
V Weststadt : a ) Normalverbrau¬

cher a —R in der Helmholtzschule , Kai -
ser - AUee 6 : b ) Normalverbraucher S—Z
und Selbstversorger in der Gutenberg¬
schule . Goethestraße 34 ;

Vf Miihlburg in der .Hardtschule
(Altes Schulhaus ) , Hardtstraße 1 ;

VII Grünwinkel in der Neuen
Schule , Hopfenstraße 18 ;

VIII Daxlanden in der Schule ,
Pfalzstraße 8 ;

IX Knielingen im Neuen Schul¬
haus , Schulstraße 3 ;

X Beiertheim - Bulach : a) Nor¬
malverbraucher aus Beiertheim in der
Südendschule II , Graf -Rhena - Straße 18 ;
b ) Normalverbraucher aus Bulach und
Selbstversorger aus Beiertheim -Bulach in
der Schule in Beiertheim , Breitestraße 90 ;

XI Weiherfeld - Dammer¬
stock : a ) Normalverbraucher A—R in
der Krypta der Franziskuskirche , b ) Nor¬
malverbraucher S—Z und Selbstversorger
in der Schloßschule zu Rüppurr , Rastat¬
ter Straße 1 ;

XII Rüppurr (mit Gartenstadt ) in
der neuen Schule , Riedstraße 11 ;

XIII Oststadt : a ) Normalverbrau¬
cher A—K in der TulFaschule I , Tulla -
straße 57, b ) Normalverbraucher L—Z
und Selbstversorger in der Tullaschule II ,
Tullastraße 57 ;

XIV Rintheim in der Schule , Wein¬
weg 1 ;

XV Hagsfeld im Alten Schulhaus ,
Ruschgraben 17 ;

XVI Durlach im Rathaus Durlach ,
A u e im Rathaus Aue .

In Ettlingen findet der Umtausch
des Geldes am Sontnag , 20 . Juni , von 8 bis
12 und von 13 .30 bis 18.00 Uhr in der
Schillerschule statt .

In den Gemeinden des Land¬
kreises Karlsruhe werden Zeit und
Ort des Umtausches von den Bürger¬
meisterämtern rechtzeitig öffent¬
lich bekanntgegeben .

Die Ausgabe des Geldes erfolgt
in sämtlichen obenangeführten Stellen
buchstabenweise .

Von den nicht ständig gemel¬
deten Personen begeben sich :
Schiffer mit Lebensmittel -Stamm -
ausweis und der Kennkarte nach dem
Stüdt . Hafenamt , Werftstraße 2 ; In¬
haber einer Wanderpersonal¬
karte , Reiseabmeldebescheinigung oder
Abmeldebescheinigung G (G-Schein ) mit
diesen Ausweisen und der Kennkarte
nach dem neuen Rathaus , Beiertheimer
Allee 16 ; ebenso tätigen Ausländer
den Geldumtausch unter Vorlage des
gelben Personalausweises im Neuen
Rathaus .

Personen , die sich auf Grund eines G-
Scheines bereits in Sammelverpflegung
befinden (Anstaltsinsassen ) , erhalten
Neugeld durch Vermittlung der Anstalts¬
leitung .

Für Nachzügler (nur aus zwingen¬
den Gründen !) Sind am Montag , den
21. Juni 1948, von 9 bis 15 Uhr im
Stadtgarten - Restaurant , Festplatz 3a , und
im Konzerthaus , Umtauschschalter , ja
beschränkter Anzahl eingerichtet .

Personen , die lebensmittelkartenmäßig
nicht gemeldet sind (z . B . Asoziale , die
keiner geordneten Arbeit n &chgehen ) ,
sind von der Möglichkeit zum Bezüge
des Kopfbetrages ausgeschlossen .

Die gesamte Bevölkerung wird ge¬
beten , durch willige Einordnung Ver¬
meidung unnötigen Andrangs am Morgen
und freundschaftliche Belehrung Unwis -
senderzur möglichst reibungslosen Durch¬
führung dieses ersten Geldumtausches
beizutragfcn .

*

Wegen der Abwicklung aller weiteren
Altgeldguthaben ergeht besondere An¬
ordnung . Vordrucke zur späteren Ab¬
lieferung von Reichsmark -Zahlungsmit¬
teln an die Geldinstitute werden gleich¬
zeitig in den Umtauschstellen verteilt .

Die Kartenstellen des Ernährungsamtes
bleiben am Samstag geschlossen .

Der Oberbürgermeister :

Wohnbaugenossenschaft in Durlach
neugegründet

Durlach war im Genossenschaftswesen
anderen Städten und Genossenschaften
stets voraus . Bis zur Verschmelzung mit
dem Mieter - und Bauverein Karlsruhe
im Jahre 1941 bestand eine gemeinnüt ^
zige Bau - und Eigenheimsiedlung e . G .
m . b . H . in Durlach mit über 1000 Mit¬
gliedern . Im Laufe des Krieges nahm
Durlach 3500 Ausgebombte aus Karlsruhe
auf , dazu kamen aus den Ostgebieten
2500 Flüchtlinge . Nunmehr wohnen in
Durlach in 6000 Wohnungen 9000 Fami¬
lien . Es ergibt sich ein zusätzlicher Be¬
darf von Wohnungen für 3000 Familien .
In den Pflngsttagen traten Bürger aus
Durlach zusammen und gründeten eine
neue Wohnbaugenossenschaft für Dur¬
lach . Ernsthaft kann die Wohnungsnot
nur durch den Neubau von Wohnungen
bekämpft werden , und zwar im Wege der
Selbsthilfe . In Aussicht genommen ist
der Bau von Wohnungen zur gesunde¬
ren und luftigeren Unterbringung der
Wohnbevölkerung . Träger der Genos¬
senschaft im Aufsichtsrat und im Vor¬
stand sind angesehene Bürger der Stadt ,
die darauf rechnen , daß nicht nur Woh¬
nungsuchende , sondern auch Wohnung
besitzende Einwohner von Durlach der
Genossenschaft beitreten , um durch
ihren Geschäftsanteil von 300 RM auch
den Zugezogenen zu einer eigenen Woh¬
nung zu verhelfen . Die Vorarbeiten für
den Aufbau der Genossenschaft sind im
Gange . O . E.

Hauptversammlung
der Karlsruher Lebensversicherung

Karlsruhe (SAZ ) . In der Hauptver¬
sammlung ' der Karlsruher Lebensver¬
sicherung A .-G . wurde am 29. Mai 1948
der Jahresabschluß für das Jahr 1946
verabschiedet . Hiernach ergab sich ein
Lebensversicherungsbestand von rund 1

Aus dem Konzertsaal
Für Freunde intim archaischer Klang¬

erzeugung gab Erwin Grosse in einem
neuen seiner zahlreichen dankbaren
Werbeabende für das Munzsche Konser¬
vatorium vor einer wiederum sehr zahl¬
reichen Hörersch aft erneut "“bestechende
Proben seiner künstlerischen Interpre¬
tierkunst auf dem Clavichord (im Bach -
Zeitstil erbaut von Walter Merzdorf ) . Mu¬
sik aus dem „Klavierbüchlein für Frie¬
demann “ ergänzte der Veranstalter durch
vertragliche Einführungen , die ein tiefes
Verbundensein mit Geist und Stoff der
fernen Welt der „ Chronik der Anna
Magd . Bach “ erkennen und sehr dank¬
bar aufnehmen ließen . ch .

Badisches Staatstheater . Es wird noch¬
mals darauf hingewiesen , daß am Sonn¬
tag , 20. Juni , 14.30 Uhr , ein heiterer
Ludwig -Thoma -Nachmittag , und um 19.00
Uhr , der Tanzabend stattfindet . t .

Die SAZ gratuliert . Frau Margarethe
Stege r - Pfeifer , Wwe ., Karlsruhe -
Aue , Ostmarkstraße 18, feiert am 21.
Juni ihren 85. Geburtstag .

Milliarde 250 Mill . RM , von denen rund
840 Mill . RM auf die 3 Westzonen entfie¬
len . Im Jahre 1946 leistete die Gesell¬
schaft für fällig gewordene Ansprüche
(Tod , Ablauf , Renten usw .) 23,0 Mill .
RM . Insgesamt wurden in den letzten 10
Jahren Versicherungsleistungen mit
einem Gesamtbetrag von über 148 Mill .
RM ausgezahlt . Der Neuzugang belief
sich seit Wiederaufnahme des Neu¬
geschäfts (März 1946) bis heute auf 129
Mill . Reichsmark .

Sport- Vorschau
» er HSV in Durlach

Nach Hamborn 07 und FC Kaiserslau¬
tern gibt am kommenden Sonntag der
britische Zonenmeister Hamburger Sport¬
verein seine Visitenkarte in Durlach ab .
In imponierendem Stil wurden die Han¬
seaten nicht nur Meister der Nordober¬
liga , sondern konnten erst am letzten
Sonntag die Zonenmeisterschaft in einem
begeisternden Spiel mit einem 6 :1-Sieg
über den Lokalrivalen sc St . Pauli er¬
folgreich verteidigen . Namen wie Adam -
kiewicz , Dörfel , Holdt , Reinhardt , See -
ier , Spundflasche und Waming sind
längst zu einem Begriff geworden .

Das Spiel findet am 20. 6., 17 Uhr , im
Turmbergstadion statt .
VfB Mühlburg — Hertha BSC am 22. 8.

Mit Hertha BSC erscheint nach vielen
Jahren erstmals wieder eine Berliner
Mannschaft in Karlsruhe , die für jeden
Fußballer ein Begriff ist . sie zählt zwar
infolge des veränderten Spielsystems
nicht mehr zur deutschen Sonderklasse ,
verkörpert aber auch heute noch besten
Berliner Fußballstil .

An bekannten Spielern wirken u . a .
mit : Star (48 repräsentative Spiele für
Berlin ) , Tormann Schwärt (20 Mal re¬
präsentativ für Berlin ) , der auch in
Karlsruhe bekannte Schorle (11 Mal re¬
präsentativ ) , Beginn 19.00 Uhr .

Wirtschaftsrundschau
Washington (AP ) . Nach Ansicht des

amerikanischen Landwirtschaftsministeri¬
ums sind die Aussichten auf Wiederge¬
winnung des europäischen Obstmarktes
nicht sehr günstig . Europa habe vor
dem Kriege den größten Teil der ame¬
rikanischen Ausfuhr an Früchten und
Fruchterzeugnissen erhalten , die einen
Wert von durchschnittlich 89 Millionen
Dollar im Jahr hatte . Die gegenwärtige
Dollarknappheit würde die europäischen
Staaten wohl zwingen , sich nach ande¬
ren Lieferanten umzusehen . Die euro¬
päischen Regierungen betrachteten
Früchte als Luxusnahrungsmittel und
zögen es vor , die vorhandenen Dollar
für den Kauf von wichtigeren Lebens¬
mitteln und Rohstoffen zu verwenden . .

Washington (AP ) . Der Direktor des in¬
ternationalen Währungsfonds , Camille
Gutt , äußerte vor der Presse , Vertreter
des Fonds nähmen gegenwärtig an Be¬
sprechungen in Paris teil , die sich mit
der Ueberwindung der Schwierigkeiten
beim Geldumtausch zwischen den ein¬
zelnen europäischen Ländern befassen .
Die Exporteure mancher europäischer
Länder seien nicht gewillt , ihre Waren
an ein anderes Land gegen Papierwäh¬
rung zu verkaufen , wodurch der inter¬
europäische Handel behindert würde .
Gutt . schlägt vor , einen „Währungs -
Pool “ zu schaffen , zu dem die Vereinig¬
ten Staaten ebenso wie andere europäi¬
sche Länder beitragen würden . Ferner
soll die Verwaltung des ERP in einigen
europäischen Ländern Waren mit Dol¬
lars einkaufen , die für andere europäi¬
sche Länder bestimmt sind .
Ein Viertel des Exports nach den USA

Stuttgart (SAZ ) . 353 Export -Verträgeim Gesamtwert von 3,66 Mill . Dollar
wurden im Monat April mit württem -
bergisch -badischen Firmen abgeschlossen .An erster Stelle stehen die USA mit
891OOO Dollar für Textilien und Buch -
druökmaschinen , es folgen die Schweiz
mit Verträgen über 800 000 Dollar für
Kraftfahrzeuge , Edelmetallwaren und
Maschinen , Oesterreich mit 472 000 Dollar
für Kraftmaschinen . Frankreich wünscht
für 337 000 Dollar Baumwollgewebe und
Belgien für 333 000 Dollar Steinsalz ,
Kunstseidengewebe , Maschinen und
Kraftfahrzeuge , während England für
312 000 und Holland für 110 000 Dollar
Textilien , Metallwaren und Maschinen
aus Württemberg -Baden beziehen wollen .
Demzufolge haben die USA mit 24 Proz .den Hauptartteil unter den Abnehmer¬
ländern , während sich die Schweiz mit
22 Proz ., Oesterreich mit 13 Proz ., Frank¬
reich , Belgien und England mit je 9 *,«
ansehließt .

Im gleichen Zeitraum wurden 33 Im¬
portabschlüsse im Werte von 254 OOODol¬
lar getätigt . Davon entfallen 115 973 Dol¬
lar auf Chemikalien und 93 006 auf Felle ,Häute und Leder . Unter den Lieferanten
stehen die USA mit 103 887 Dollar an der
Spitze . Es folgen die Schweiz mit 70106
Dollar , Holland mit 26 034 und Italien
mit 21 776 Dollar . Im Rahmen des Bonus -
A -Planes wurden bisher 29 Import -An¬
träge im Werte von 72 880 Dollar ge¬stellt . Werkzeugmaschinen und Ersatz¬
teil * warm am meisten begehrt . fz .
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